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Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


1. Mit welcher Begründung stellt die Bundesregierung die bau- 
preisrechtliche Anpassung der Zuschläge für die Abrechnung von 
Bauleistungen im Stundenlohn auf Grund öffentlicher oder mit 
öffentlichen Mitteln finanzierter Aufträge an die durch Bundes- 
gesetze bewirkten Mehrkosten (Lohnfortzahlung im Krankheits- 
fall, Krankenkassenbeiträge für Schlechtwettergeldempfänger, 
erhöhte Rentenversicherungsbeiträge) mit editen administrati- 
ven Preisregelungen gleich? 

Die Preisauftriebstendenzen veranlassen die Bundesregierung 
bei Erhöhungen administrativ beeinflußter Preise soweit als 
möglich Zurückhaltung zu üben (vgl. Ziffer 56/6 des Jahreswirt- 
schaftsberichts 1970). Administrativ beeinflußt sind Preise, deren 
Höhe durch Maßnahmen des Staates geregelt wird, unabhängig 
davon, ob diese Preise als Entgelte für Leistungen staatlicher 
Einrichtungen oder für Leistungen privater Unternehmen be- 
rechnet werden. Zu den administrativ beeinflußten Preisen ge- 
hören auch die Stundenlohnabrechnungspreise bei öffentlichen 
oder mit öffentlichen Mitteln finanzierten Bauaufträgen. In den 
preisrechtlichen Vorschriften über die Ermittlung der Stunden- 
lohnabrechnungspreise sind Zuschläge für Gemeinkosten und 
Gewinn (Stundenlohnzuschläge) als Höchstsätze festgelegt. 
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Eine Anpassung der Stundenlohnzuschläge an die am 1. Januar 
1970 eingetretenen Kostensteigerungen wurde deshalb zurück- 
gestellt. 

Diese Entscheidung wird aufgrund der letzten Tarifverein- 
barungen erneut überprüft werden. 


2. Ist sich die Bundesregierung darüber klar, daß ihre Weigerung, 
die bisher auf der Basis des Jahres 1958 festgelegten Stunden- 
lohnzuschläge den tatsächlichen Kosten anzupassen, dazu führen 
muß, daß zahlreiche Bauauftragnehmer es künftig ablehnen 
werden, Aufträge der öffentlichen Hand anzunehmen, die keine 
kostendeckenden Preise gewährleisten und daß hierdurch die 
Ausführung notwendiger Instandsetzungsarbeiten sowie Repa- 
raturaufträge gefährdet ist? 

Die Bundesregierung schließt die Möglichkeit nicht aus, daß 
Bauunternehmer Stundenlohnaufträge ablehnen, solange die 
gegenwärtigen Stundenlohnzuschläge gelten. 


3. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß § 14 Nr. 2 der 
Baupreisverordnung es den Bauauftragnehmern verwehrt, die 
lohngebundenen Kosten zuzüglich Umsatzsteuer in tatsächlicher 
Höhe bei der Abrechnung von Lohnkostenänderungen zu be- 
rechnen? 


Den Bauunternehmern ist es nach § 14 Abs. 2 der Baupreis Verord- 
nung nicht verwehrt, die lohngebundenen Kosten zuzüglich 
Umsatzsteuer in tatsächlicher Höhe bei der Abrechnung von 
Lohnkostenänderungen anzusetzen. 


4. Ist sich die Bundesregierung darüber klar, daß ihre Weigerung, 
die Zuschlagsätze für Stundenlohnarbeiten und lohngebundene 
Kosten den tatsächlichen Kosten anzupassen, dazu führen wird, 
daß die Bauauftragnehmer gezwungen sind, ihre nichtgedeckten 
Kosten in die übrigen Baupreise einzurechnen? 

Die Bundesregierung hält es nicht für ausgeschlossen, daß Bau- 
unternehmer versuchen, etwaige Kostenunterdeckungen bei 
Stundenlohnarbeiten in die Preise anderer Aufträge einzukal- 
kulieren. Diese Möglichkeit ist sowohl bei privaten als auch bei 
den zu Wettbewerbspreisen vergebenen öffentlichen oder mit 
öffentlichen Mitteln finanzierten Bauaufträgen durch die je- 
weilige Intensität des Wettbewerbs begrenzt. Bei den zu Wett- 
bewerbspreisen vergebenen öffentlichen oder mit öffentlichen 
Mitteln finanzierten Bauaufträgen ist außerdem die durch § 5 
Abs. 1 der Baupreisverordnung festgelegte preisrechtliche 
Obergrenze zu beachten, die dem Bauunternehmer nach der 
Rechtsprechung allerdings einen verhältnismäßig weiten Kalku- 
lationsspielraum läßt. 
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5. Ist die Ankündigung der Bundesregierung im Jahreswirtschafts- 
bericht das Baupreisrecht zu überprüfen, dahin gehend zu ver- 
stehen, daß auf dem Gebiete der öffentlichen Aufträge für 
Bauleistungen endlich marktwirtschaftliche Grundsätze zur An- 
wendung gebracht und die diesen Grundsätzen widersprechende 
Sonderstellung der öffentlichen Bauauftraggeber beseitigt 
werden sollen? 

Wie in Ziffer 63 des Jahreswirtschaftsberichts 1970 bereits er- 
wähnt ist, beabsichtigt die Bundesregierung, das Baupreisrecht 
für öffentliche oder mit öffentlichen Mitteln finanzierte Bauauf- 
träge aufzulockern. Preisvorschriften, die den marktwirtschaft- 
lichen Grundsätzen nicht entsprechen, sollen aufgehoben wer- 
den. Vor allem soll die preisrechtliche Begrenzung und Prüfbar- 
keit der Wettbewerbspreise (§ 5 Abs. 1 der Baupreisordnung) 
beseitigt werden. 



